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In jedem Fall aber 
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oremst ou er ruozgangig» gemacm 
wird. Und: «Die Ebenen des Ent-

Angesichts der steigenden 
Soziallwsten versuchen einzelne 
Gemeinden d en Zuzug von 
Sozialhilfeempfangern zu ver
hindern oder ihnen den Wegzug 
zu erleichtern. So kauft etwa die 
Gemeinde Rorschach im Kan t o n 
St. Çallen billige Wohnungen 
auf, um sie zu sanieren und án , 
Gutbetuchte zu verkaufen. 

Im gleichen Kan t o n sorgt j etzt 
ein Empfehlungsschreiben für 
Zwist, das die Gemeinde Degers
heim einem Sozialhilfeempfan
ger mit auf die Wohnungssuche 
gegeben hat. Darin steht, dass 
ihrn d!e Gemeinde im Falle eines 
Umzuges die erste Monatsmüite 

ersetzungsfehler, der 

ei m Übertragen eines 
1 ei ne andere Sprache. 
elsprachigen Schweiz 
Polenta- un d Pizzo-

raben) wird bereits Kin
=rühsprathenunterricht) 
1arft; dass ü. tunlichst zu 
en sind un d eventualiter 
mktioniert werden 
~nacht is Bett!). Als pro
ittel gegen Ü. hat si eh 
·au eh von sogenannten 
1üchern (~>Geheimwis
ft) eingebürgert, deren 
~ierte Pendants au eh i m 

Internet zu finden sind (~>Neu
land). Ganzlich unbekannt sind 
derartige Hilfsmittel d er Bundes
kanzlei (~>Casanova-Prinzip), die 
Vóli<sinitiativen mittlerweile mit· 
schêiner Regelmassigkeit falsch 
übersetzt (~>Konsequente Poli-

. tíl<). Die Suche na eh derartigen 
ü. sorgt i m sonst eintõnigen 
Parlamentsbetrieb für viel Kurz
weil (~>lnitiativen-Quiz), wobei 
di e ertappte Bundesl<anzlerin i m 
Gegensatz zu Primarschülern 
bisher ungerüffelt geblieben ist 
(~>Strofzgi). 

t'OStUlat eingereKnt, ur ueru sre 
vom Bundesrat Vorschlage für 

und eine Mietkaution bezahlen. 
wird. Nino Cozzio, SoziaJvorste
her der Stadt St. Gallen: «Es ist 
stossend, wenn eine Gemeinde 
einen solchen Blankocheck 
ausstellt.» Auch der kantonale 
Gemeindeverband hat inter
veniert: «D er Brief erweckt den 

. Eindruck, als würde die 
Gemeinde ihre Sozialhilfebezü
ger aktiv abschieben», sagt Ver
bandsprasident Beat Tinner. 
Das ist gemass Sozialhilfegesetz 
verboten. Die Degersheimer 
Gemeindeprasidentin Monil<a 
Scherrer sieht sich zu Unrecht 
angegriffen. Si e wollten keines
wegs die betreffende Farnilie 

·~ 
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die Sozialhilfe und Kindes- und 

zum Wegzug anirnieren. Diese 
wolle von sich aus in die Stadt 
ziehen, wenn der Sohn nachstes 
Jahr aus der Schule komme. 

Scherrer verweist auf di e 
Richtlinien der Schweizerischen 
Konferenz fur Sozialhilfe (Skos). 
In d er Tàt s eh en di ese vor, das s 
einem Sozialhilfebezüger beim 
Umzug eine Monatsrniete und 
ausnahmsweise Mietl<autionen 
bezahlt werden. Selbst Umzugs
kosten un d neue Mo bel ko rin en 
finanziert werden. Es ist eine . 
Überbrückungshilfe, bis der 
Betreffende am neuen Ort ange
meldet ist un d dort Leistungen 
beziehen kann. «Das ist eine 
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Jugend und Berufsberatung. 

Dienstleistung, darnit die Sozial
hilfebezüger nicht zwischen . 
Stuhl und Bank fallen», sagt 
Skos-Co-Prasident Beat Wolffers. 

Die Frage bleibt, o b darnit 
aktiv geworben werden soll. 
In der Stadt Zürichjedenfalls 
würden keine derartigen Briefe 
im Voraus ausgestellt, sagtStadt
rat Rapha~l Golta. «Wir sollten 
di e Anreize zum Umziehen tief 
haltem.» Degersheim wiid künf
tig à contrecoeur auf solche 
Schreiben verzichten. «Das führt 
dazu, dass die Betroffenen mehr 
Mühe haben werden, eine Woh
nung zu finden», sagt Scherrer. 
,RenéDonzé 
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Die Plãne für mehr Informatik pe als zu umfangreich klassiert. 
· · Diese wollte rnit dem Informatikím Lehrplan 21 w era en Wieaer 

abgespeckt- vorallem aus 
Zeit- un d Kostengründen. 
RenéDonzé 

Im Seilziehen um den Informatik
unterricht an den Schulen haben 
.die Befürworter einer frühep 
Schulungim Umgang rnit Compu
tern einen Rückschlag erlitten. Im 
neuen Lehrplan 21 werden Infor
matik und Medienbildung nicht 

:d en von ihnen · gewünschten 
Stellenwert erhalten. Die Steuer
gruppe der Deutschschweizer 
Erziehungsdirektorenkonferenz 
(D-EDK) hat die Vorschlage der 
von ihr eingesetzten Arbeitsgrup-

unterricht in der dritten Klasse 
mit einer Wochenlektionbegin
nen und in der Oberstufe zwei 
Léktionen vorsehen. 

«Die Steuergruppe ist zum 
Schluss gekommen, dass die vor~ 
geschlagene Stundendotation 
nicht umsetzbar und nicht finan
zierbar ist», sagt Chrlstoph My
laeus, Geschaftsleiter d er D-EDK. 
«Wlr müssen Kürzungen beim 
Urnfang des Lehrplanrnoduls vor
nehmen», bestatigt Lehrerver
baÍldsprasident Beat Zemp. Jnfor
matik soll nun schwerpunktmas
sig in der Oberstufe stattfinden, 
wobei einfaches Programrnieren 
schon ab der fünften Primar-

Der IP'riãsidlerr~t dles Schweizer 
ILehlll'erverlbarrndles ist Mit:giiedl 
dler Arbeit:sgrrlllppe Drrn1format:ik 
11n.ür dlerrn ILehlrpDarrn 21 • 

schulklasse. moglich sein soll. 
Denkbar sind an der Oberstufe 
statt einzelner Wochenlektionen 
für die Informatik auch Projekt
wochen. Die überarbeitete Ver
sion des Teillehrplans für Infor-
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Aussenministerin Micheline Cal
my-Rey als Gastprofessorin enga
giert. Levrat sagt dazu, es sei 
interessant, den studierenden 
ni eh t n ur eine akadernische Sicht 
auf die internationalen Beziehun
gen und auf globale Fragen zu 
verrnitteln. sondern auch' eine, 
di e von praktischêrr Erfahrungen 
durchdrungen sei. · 

Barroso hat an der Universitat 
Genf studiert. 2010 hat ihm di e 
Universitat Genf die Ehrendok
torwlirde verliehen. Einer seiner 
Lehrer, der emeritierte Professor 
Dusan Sidjanski, arbeitet derzeit 
als Sonderberater für Barroso. 
Sidjanski soll dem Vernehmen 
nach auch der gewesen_sein, der 
das Thema einer allfhlligen Pro
fessur aufgebracht hat. Auf Anfra
ge hielt eine Mitarbeiterin Sid
janskis fest, er konne sichzur An
gelegenheit nicht aussern, da er 
immer noch für Barroso arbeite. 

-Projekt 
matik un d Medienbildung son bis 

·Ende Jahr vqrliegen. 
Davon unabhangig wird d em~ 

nachst di e bereinigte Fassung des 
Lehrplans 21 verabschiedet. Die
ser wurde aufgrund der offentli
chen Kritik im Urnfang reduziert 
und angepasst. Nun soll er an der 
Plenarversammlung d er D eutsch
schweizer Erziehungsdirektoren 
Ende Oktober genehrnigt weiden. 

Gleichzeitig fhllt der Entscheid 
über die künftige Schuischrift. In 
der Vernehmlassung hatten sich 
die Kantone für eine Abkehr von 
der Schnüerlischrift hin zu eíner 
teilverbundenen Basisschrift aus
gesprochen. «In diese Richtung 
werden sich di e Dinge wqhl ent
wickeln», sagt Mylaeus. 4/. 


